
.. ~undesministerium für 

.!..,and- und Forstwirtschaft 

Zl.86~,675' - G/70· 

I"J' . 1 len" am 2 .De z .,1970 

. :.: \~ 

", :. ~. ; ... ~ ,'/' .... . ,'.- '" \.' ,~' .. ,: 

...... 

B e a n t ~ 0 r t un R" __ ~ ______ ' ______ ."'_":",_._"' __ "M 

der.· schriftlichen Anf:r8.ge der' Abgeo:edrieten züm 'Ha­
tione.lrat BEG·E:NSBUHG:GH und. Genossen (OVT')5 NI', 28c~/J 
'TOD" .')O,.-.'rt· obo'~ 19'70 'b'''e+'1-'ef'F'e'~d' "'lE"" IT",·,·, l r -i O'I'Un C1' d 6 1'" \. 1'0'( .. _0 Cl-' U1.'_ .: C-.2.. ,. \.) .... ~ -' .L . .J .. l . U~', .\' .. CJ.._L 1\.. .• _ '.' ...!.:·Lt:.-; •. v~ .. 

"anderwegedurch die Öster.reichic~chen BundesfoTste .•. 
: . " . . ..... ' 

'. '" 

: ,', 

Können ,Sie, Herr Bundesminister, veranlassen" daß Wege und' 

.6teigeim BerE'üch der Bundesforste markiert QZw • der .Mar..,. 
.. " .; . '. 

kie~ung' z,ugärlglich gemacht werden? 

Antwort: 
.... 

'.;, .. '.~ . 

'Unbeschadet be.stehender öffentlich-rechtlicher, Verpflich-;. '. 

tungen' ]:;:ann ich :imHinblick auidieda~ Person.al der öste~~-: 
reichis.cbenBuüdesfbrsteim Falle'i von 'Unfälleptreffend~' 

. Haft:ung;~eine generelle -'Neisung . zur Marki~rurlg von Wegen 

und Ste;i.gen durch die Bundesf6rst~ erteil~en.', ',' . , . 
.... : 

,-',' 

·D:LeÖsterr. BUndesfSlrste verscpließel).,sich.durchalis 

nicht den' Inte~essen des :B"remde'uverl}ehrs_ und .deT erhol1.ings- . 

sllchenden-J~anderer •. Sie sind .. damit' einverstanden; . daß.unter 

B~;ückSiChtigung derlokale~ Bedürfnisse . .und Verhältnisse ,-, 

bestürunte geeignet~ Forststraßen und -wege als· Wandery.regt? 

markiert.werden. Die Österreichischen Bundesforste schließen" 
" . "."..: .. . '. ',.' .. ' .. ": :. . 

. bereits ,seit. vielen Jahren mi:t· jenen .Stellen, die dieÖrtl~,-

chen Interessen des-Fremdenverkehrs und der (iJande;er wahr-
. , .' , . .' .' \ '.: 

nehmen (Fremdenverkebrsvereine, Ve'rsChönerupgsvereine, Ge­

meinden etc . )-; . Übereinkommen 'ab , in 'd~nen die Markierung. 

bestimmter St~aßen und Wege als. iVanderwege und damit zusammen,,:,,::, 

hängende Fragen geregelt werden.' '.... ",' 
.' ", : .. , .:: ~ " ; :.:.' 

..... ' ': 
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Diese Vorgang::iiNeisehatsich sehr bev.(älu-.t und. ,ers,cheint' 
, .. 

deshalb zweckmäßig und notwendig ~weil nur bei einer·, E:LI.J:·-

scllal~\-u'nry 'J'cner ~~elJ~p~ 'Q;.1.;O o"~tll'cb ~in Tn+ o p C 9spn dsp _ .J E~' ............. . "-" lJ ~ . _ '-" 1..1 , v __ _ J,.. _~~._ \..:' __ .l._ V v ........ '-' 10.. ~_ ~" -..J 

F'remdenverkehJ:s wahrnehm.en ~ eine befriedigende Regelung 

aller sich ergebenden Fragen m~glich ist. Die Generaldirektion 

der Österreiehischen Bundesforste hat berej .. ts vor .längerer 

Zei t 8.11e :B'orstverwal t1.mgen ,im vor.stehenden Sinne unter~ .. 
- ..... -_....... ,-

richtet und auch ein Formular für die ,abzuschließ.er-!-de.n 

Überein~?mmen.·aufg:legt .. , 

Di~'sch~lierigfE;i tep, die sich imZusamnle11hang mit der 

Freigabe von Forststraßen und -wegen für eine al.lgemeine 

Benützung ergeben, entspringen einerseits daraus, daß diese 
l . . L 

Straßen und Wege lediglich in dem für betrieblicheZv~eck8~' ,' .... _ ... -

not\vendigen ZU$taI:lQ.ausgebaut und $:cbaltel1 werden, aüderei-;-·', 
. .' ',,' . '.,.,.', ~ .. 

seits dara;us,daß nach der'derzeitigen Rechtslage der' Wald-.. '. ',' .... ' 
eigent\im:3r bzw. sein Personal für Unfälle haftet ,.',dle auf. 

die Beschaffenheit der Straße oder des Weges zurückzuführen 

sind! Was deh Zustand der straße betrifft, ist zu sagen, 
daß beidi~s~nPrivatstraßen'au~ ~oste~gründen in d~r ~egel 
nieht alle 'jene Sicherungsvorkehrungen,getroffen werden, 

wie es bei~ff6ritlichen Straßen'der:Fall ist (z.B. Fehlen 
. , 

von Verkehrszeichen, Absicherung von Böschungen und BrÜck'cn 1 

Instandsetzung nach Unwett~rn etc~). Auch ist zu beachten, 

daß sich bei :Forstarbei tell im 'Bereich der Wege (~'chläge-
,rungs:-:, und Bringungsarbeiten) eine Gefährdungder'ljiJegbenützer 

ergeben kann. . '\ : 

. ..... . 

:,Vasdie ;iaftungsfrage betrifft, ist zu bemerken, daß nach 

der derzeitigen Rechtslage der Erhalter einer Privat~traße 

bzw~eines Privatweges weit schlechter gestellt i~t-als 

. der Erhalter Edner öffentliche~ Straße. Während der E~hal-' 
ter einer-öffentlichen Straße zufolge dDr Bestimmungen des' 

Bundesstraßengesetzes und der einzelnen Landesstraßehgesetze 

bei Unfällen, die B:uf die Beschaffenheit zurückzuführen~sind, 

nur,für.Vorsatz lind grobe Fahrlässigkeit haftet, haft~t der 

Erhalter einer Privat straße bei solchen Unfällen auf Gru~d 

~ " 

.. '. ~. 
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der Schadenersatzbestimmungen des ABGB. ((:;8 1297 und 1319) 
für jegliches Verschulden,'also auch für leichte Fahrlässig­

keit. Ihn trifft die Verkehrssichorungspflicht in vollem 

Umfang .• · 

Bei den Österreichii3chen EuncL:;sfo:csten haben sieh in 

den letzten Jahren bereits mehrere F~lle ereignet, in denen 

cli8se Haftung ger:l.chtlich geltend gemacht wurde: ,. W~ihrend im 

Rahmen der zivilrechtlichen Haftung die Schadeuersa.tzloistung 

vom Betrieb erbr~cht werden kann, .trifft die strafrechtliche 

Haftung die zuständigen Personal angehörigen, Es d.arf daher 

nicht venvundern, daß·das Personal gegen di8 Frejgabe von 

straßen für eine öffentlicheBenütz~ng in den Fällen große 

Bedenken hat, wo die Verkehrssicherungspflicht der örtlichen 

Dienststelle der Österr. Bundesforste obliegt. So sehr die 

Österreichischen Bundesforste selbst als Betrieb für die 

Öffnung der Straßen für Fußgeher sind, müssen sie doch auf 

di",se Bedenken und Befli.rchtungen der Personalangehörigen 132-­

dacht nehmen, zumal sich dj_ese auf eine Anzahl gerichtlich<.:::r 

Urteile stützen. 

Für eine befriedigende Lösung dieses Problemkreises 

ist daher eine NovellierUl1g der gesetzlichen Haftungsbestim­

mungen (ABGB) in der )[8iS8 Voraussetzung, daß die Haftung 

des Erhalters von Privat straßen an die Haftung des Erhalters 

bffentlichar Straßen angepaßt, also auf grobe Fahrl~ssigkeit 

und Vors,atz eingeschränky wird. Die Frage einer solchen Ge­

setzesnovellierung wird bereits seit einigen Jahren vom Bun­

desministerium für Justiz behandelt. Es haben bereits auf' 

breiter Ebene mehrere Besprechungen stattgefu.:lden, bei denen 

die Österr. Bundesforste nachdrü6klich auf die Notwendigkeit 

einer Erleichterung der Haftungsbestimmungen hingewiesen 

hab"m. Im übrigen wurde die gegenständliche Anfrage von den 

Österreichischen Bundesforsten zum Anlaß genommen, beim Bun­

desministerium für Justiz neuerlich auf die Dringlichkeit 

einer solchen Gesetzesnovellierung hinzuweisen. 

Der Bund0sminister: 
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